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LandFrohes Weihnachtsfest

Impressum
Wir wünschen viel Spaß beim Le-
sen der 19. Ausgabe unseres
Newsletters. Sie können diesen
Newsletter direkt per E-Mail abon-
nieren. Gehen Sie dazu auf www.
thomas-schnelle.nrw unter >
Service > Newsletter. Dort geben
Sie eine gültige E-Mailadresse
und den angezeigten Code
gegen Spam ein und bestätigen
einmalig das Abo in der erhalte-
nen E-Mail. Ab sofort erhalten Sie
den jeweils aktuellen Newsletter
automatisch nach Erscheinen zu-
gemailt.

Bernd Krückel MdL
Platz des Landtags 1
40221 Düsseldorf
T: 0211 884 27 64
F: 0211 884 33 19

E: bernd.krueckel@landtag.nrw.de
W: bernd-krueckel.nrw

Thomas Schnelle MdL
Platz des Landtags 1
40221 Düsseldorf
T: 0211 884 27 80
F: 0211 884 33 20

E: thomas.schnelle@landtag.nrw.de
W: thomas-schnelle.nrw

Einen guten Rutsch ins neue Jahr
und alles Gute für 2023!

L
iebe Leserinnen und Leser,

das Jahr 2022 neigt sich
dem Ende zu und es wird als ein
beschwerliches Jahr in die Ge-
schichte eingehen.

Es wird als das Jahr in die Ge-
schichte eingehen, in dem durch
Russlands Angriff auf die Ukraine
der Krieg nach Europa zurückge-
kehrt ist. Ein Krieg, den wir vor ei-
nem Jahr nicht für möglich gehal-
ten hätten, der jetzt aber mit dem
Heiligen Abend 2022 auf den Tag
genau zehn Monate andauern
wird.

Auch das kommende Jahr 2023
wird große Herausforderungen
mit sich bringen – es birgt aber
auch viele Chancen. Die Progno-
sen zur wirtschaftlichen Entwick-

lung sindweitaus besser, als wir es
Mitte 2022 noch befürchteten. Die
drohende Energiekrise haben wir
mit einem gemeinsamen Kraftakt
angegangen und die schlimmsten
Szenarien verhindert. Die Inflation
hat ihren Höhepunkt überschrit-
ten und Preise und Einkommen
werden wieder in Einklang kom-
men.

Wir können also auch gestärkt in
das kommende Jahr gehen. Ge-
stärkt durch das Wissen, dass wir
uns auch in der Krise auf unseren
Staat verlassen können. Gestärkt,
weil wir wissen, dass Europa zu-
sammenhält, wenn die Zeiten
schwer sind und die Freiheit be-
droht ist. Und gestärkt in der Ge-
wissheit, dass wir gemeinsam jede
Herausforderung meistern kön-
nen.

Es gilt daher, die besinnliche
Weihnachtszeit zu nutzen, um uns
gegenseitig Kraft undHoffnung zu
geben. Wir wünschen Ihnen ein
gesegnetes und besinnliches
Weihnachtsfest im Kreise Ihrer
Liebsten und alles erdenklich
Gute für das kommende Jahr
2023.

Herzlichst

Bernd Krückel
und Thomas Schnelle

ZumTitel: Der Nikolaus besuchte den Düssel-

dorfer Landtag , verteilte Schokolade und po-

litische Forderungen. Eine Aktion des Bund

der Deutschen Katholischen Jugend und der

Arbeitsgemeinschaft Evangelische Jugend

für eine gleichberechtigte Teilhabe und ein

angstfreies und selbstbestimmtes Leben für

alle Kinder und Jugendlichen in NRW.
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Land
U

nsere Kommunen in Nord-
rhein-Westfalen standen
und stehen angesichts der

Corona-Krise vor großen Heraus-
forderungen. Auch heute wirken
sich die Kosten der Pandemie wei-
ter auf die Haushalte in den Städ-
ten, Gemeinden und Kreisen aus.

Deshalb haben die Landesregie-
rung und der Landtag den Weg
dafür bereitet, dass die Kommu-
nen gänzlich unbürokratisch ohne
Antrag zusätzliche Mittel zur Ent-
lastung erhalten, die noch in die-
sem Jahr ausgezahlt werden. Der
nordrhein-westfälische Landtag
hat am letzten Plenartag des Jah-
res somit für die Finanzierung der
direkten und indirekten Folgen
der Corona-Krise 500 Millionen
Euro für die Kommunen bereitge-
stellt.

Grundlage der Berechnung ist die
Einwohnerzahl, wobei der Zu-
schuss mindestens 300.000 Euro
beträgt. Der Kreis Heinsberg und
seine Städte und Gemeinden pro-
fitiert von dieser Unterstützung
des Landes. Insgesamt fließen
7.263.692,68 Euro in den Kreis,
davon entfallen 5.849.034,41 Euro
auf die Städte und Gemeinden.

Anders als 2020, als die finanzielle
Belastung der Kommunen infolge
der Corona-Pandemie maßgeb-
lich durch das Wegbrechen der
Steuereinnahmen geprägt war,
kann mittlerweile von einer relativ

gleichmäßigen, bevölkerungspro-
portionalen Verteilung der corona-
bedingten Belastungen ausge-
gangen werden. Deshalb sollen
den Kommunen Mittel ohne An-
trag auf Grundlage der Einwohn-
errelationen zum Stichtag 30. Juni
2022 gewährt werden. Dies ge-
schieht in Form eines nichtrück-
zahlbaren Zuschusses. Die Mittel
werden aus dem Corona-Ret-
tungsschirm des Landes Nord-
rhein-Westfalen finanziert.

Kommune /
Empfänger

Betrag

Kreisverwaltung
Kreis Heinsberg

1.414.658,27 €

Stadt Erkelenz 955.014,33 €

Gemeinde Gangelt 300.000,00 €
Stadt Geilenkirchen 611.953,67 €

Stadt Heinsberg 938.378,19 €
Stadt Hückelhoven 893.508,39 €

Stadt Übach-
Palenberg

523.929,81 €

Gemeinde
Waldfeucht 300.000,00 €
Stadt Wassenberg 415.708,03 €
Stadt Wegberg 610.541,99 €
Gemeinde Selfkant 300.000,00 €

7,26 Mio. Für den Kreis
Unbürokratische Corona-Hilfen

für unsere Kommunen

Bernd Krückel, NRW-Finanzminister

Markus Optendrenk und Thomas

Schnelle. Foto: CDU Landtagsfraktion
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LandZuschussprogramm

Käufer können über den Jah-
reswechsel hinaus eine För-
derung beantragen: Das

Land verlängert den Förderzeit-
raum für das Zuschussprogramm
Wohneigentum. Damit können
auch über den Jahreswechsel hin-
aus Käufe finanziell unterstützt
werden, solange noch Geld im
Fördertopf ist. Die Hilfe kommt
Bürgerinnen und Bürgern zugute,
die selbst in ihrem erworbenen Ei-
gentum leben und den ab dem 1.
Januar 2022 notariell beurkunde-
ten Erwerb beziehungsweise Zu-
schlagsbeschluss nachweisen
können.

Außerdem müssen sie hierfür
Grunderwerbsteuer gezahlt ha-

Minister Dr. Optendrenk:
Wir wollen insbesondere

jungen Familien beim
Erwerb einer Immobilie

helfen

Umsetzung des Programms hat
die landeseigene NRW.BANK
übernommen. „Viele Familien kön-
nen sich eine eigene Immobilie
aufgrund der enormen Preissteige-
rungen nicht mehr leisten“, sagt
Eckhard Forst, Vorsitzender des
Vorstands bei der NRW.BANK.
„Das Zuschussprogramm bietet
hier eine wirksame Entlastung.“

Bislang hat die NRW.BANK rund
71 Millionen Euro bewilligt. Einge-
gangen sind derzeit circa 30.000
Anträge mit einem Volumen in
Höhe von 190 Millionen Euro. Die
Anträge werden sukzessive bear-
beitet. Um einen Antrag zu stellen,
benötigen Käufer unter anderem
eine Kopie des notariell beurkun-
deten Kaufvertrages oder des
rechtskräftigen Zuschlagbe-
schlusses sowie den Grunder-
werbssteuerbescheid und den
entsprechenden Zahlungsbeleg.

Nähere Informationen zu den För-
derbedingungen hat die NRW.
BANK auf ihrer Website zusam-
mengestellt.

fürWohneigentum

ben. Die Zuwendung umfasst zwei
Prozent der grunderwerbssteuer-
pflichtigen Kaufsumme – maximal
10.000 Euro. Nordrhein-Westfalen
hat hierfür insgesamt 400 Millio-
nen Euro zur Verfügung gestellt.

„Wir wollen insbesondere jungen
Familien beim Kauf einer Immobi-
lie helfen“, betont Dr. Marcus Op-
tendrenk, Minister der Finanzen
des Landes Nordrhein-Westfalen.
„Dass wir unser Programm nun
ausweiten, ist ein ganz wichtiges
Signal in Zeiten steigender Preise
und Kosten.“ Die administrative

Symbolbild: Markus Schwarze

https://www.nrwbank.de/de/foerderung/foerderprodukte/60136/nrwzuschuss-wohneigentum.html
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NRW270 Mio. Gegen Armut

D
ie Landesregierung hat am
14. Dezember ein umfang-
reiches Unterstützungspro-

gramm vorgestellt. Der „NRW-Stär-
kungspakt – gemeinsam gegen
Armut“ soll Bürgerinnen und Bür-
gern sowie Beratungsstellen und
Einrichtungen der sozialen Infra-
struktur kurz- und mittelfristig un-
terstützen, die aufgrund der stei-
genden Energiepreise in
finanzielle Schwierigkeiten gera-
ten. Für das Jahr 2023 stellt die
Landesregierung – vorbehalt-
lich der Zustimmung des Haus-
haltsgesetzgebers – insgesamt
rund 270Millionen Euro zur Ver-

fügung.

Ministerpräsi-
dent Hendrik
Wüst: „Armut
hat viele Ge-
sichter. Egal

wer arm ist und
egal warum er

arm ist – Armut be-
deutet immer: Weniger Chancen
auf Teilhabe am ganz normalen Le-
ben. In diesen Zeiten müssen wir
besonders auf die schauen, die so-
wieso schon wenig haben. Mit 150
Millionen Euro sollen deshalb in ei-
nem ersten Schritt soziale Einrich-
tungen wie Tafeln und Einrichtun-
gen für Wohnungslose profitieren.
Darüber hinaus wollen wir 60 Milli-
onen Euro zur Abfederung der ho-
hen Energiekosten in Kindertages-
einrichtungen bereitstellen. Die
Sicherung der sozialen Infrastruk-
tur insbesondere für Kinder ist und
bleibt zentrales Anliegen der Lan-

desregierung. Der „Stärkungspakt
Nordrhein-Westfalen – gemeinsam
gegen Armut“ ist ein erster, wichti-
ger Schritt, um auf die besonderen
Herausforderungen der Zeit zu re-
agieren. Ich bin sicher: Gemein-
sam kommen wir zu guten Lösun-
gen. Gemeinsam schaffen wir es,
Armut in Nordrhein-Westfalen zu-
rückzudrängen.“

Bernd Krückel
erklärt: „Putins
Angriffskrieg
hat der ukrai-
nischen Be-
völkerung un-

v o r s te l l b a r e s
Leid gebracht.

Doch auch in unserem
Leben zeigen sich immer mehr die
Auswirkungen dieses Krieges. In
unserem vergleichsweise reichen
Land sind zu viele Menschen zu
arm, um angemessen am gesell-
schaftlichen Leben teilhaben zu
können. Von den Preissteigerun-
gen der letzten Monate sind ganz
besonders die einkommens-
schwachen Haushalte betroffen.
Sie müssen einen Großteil ihres
ohnehin schon niedrigen Einkom-
mens zur Deckung ihres Grundbe-
darfs ausgeben. Die steigenden
Energie- und Lebensmittelpreise
bringen immer mehr Menschen an
die Grenzen ihrer finanziellen
Möglichkeiten. Sie haben massive
Existenzängste. Das dürfen wir
nicht einfach hinnehmen. Im Sinne
der Subsidiarität muss hier der
Staat einspringen“.

T h o m a s
Schnelle er-
klärt: „Die
mult ip len
Krisen be-
lasten der-
zeit Kinder,
Jugendliche
und Familien in
ganz besonderem Maße. Deshalb
brauchen sie gerade jetzt die Kita,
die geöffnet ist, den Jugendtreff,
bei dem sie Freunde treffen oder
die Beratungsstelle, die eine hel-
fende Hand reichen kann, sprich:
eine Infrastruktur, auf die sie sich
auch in Krisenzeiten verlassen kön-
nen. Gerade in der Krise müssen
die Menschen sich auf eine starke
soziale Infrastruktur verlassen kön-
nen.“

ZumHintergrund:

Der Stärkungspakt ist ein erster
Schritt auf dem Weg zu einem
umfassenderen Aktionsplan der
Landesregierung gegen Armut.
Die Konferenz gegen Armut bil-
det hierzu einen ersten Auftakt.
Ziel ist es, den Austausch unter
anderem gemeinsam mit Kir-
chen, Gewerkschaften, Sozial-
verbänden, Kommunalen Spit-
zenverbänden, der Landes-
arbeitsgemeinschaft der Freien
Wohlfahrtspflege, Unterneh-
mern NRW, demLandesverband
der Tafeln fortzusetzen.

Ein deutliches Zeichen
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LandBundesweiter Warntag

Minister Reul:
Nurwer regelmäßig übt,
weiß, welche Rädchen in

einer Notsituation ineinander-
greifenmüssen und erkennt,

wo es nochhakt.

Am 8. Dezember heulten ab
11.00 Uhr in Nordrhein-
Westfalen und im ganzen

Bundesgebiet die Sirenen. Anlass
dafür war der zweite bundesweite
Warntag. Bund und Länder sowie
teilnehmende Kreise, kreisfreie
Städte und Gemeinden erprobten
an dem Aktionstag in einer ge-
meinsamen Übung ihre Warnmit-
tel. Neben Sirenen und digitalen
Anzeigetafeln gehörten auch
Lautsprecherfahrzeuge, Warn-Ap-
ps, sowie Meldungen in Radio,
Fernsehen und Sozialen Medien
dazu. Erstmals testete der Bund
außerdem die Warnmittel Cell
Broadcast. Damit wurdenWarnun-
gen automatisch auf die Handys
von Menschen innerhalb be-
stimmter Funkzellen geschickt.

„Niemand sollte am Donnerstag in
Panik verfallen, wenn die Sirenen
heulen. Die Probewarnung dient
unser aller Sicherheit. Allerdings
muss eine Warnung im Ernstfall
auch als solche erkannt werden.
Nur wer regelmäßig übt, weiß, wel-
che Rädchen dann ineinandergrei-
fen müssen und erkennt, wo es
noch hakt. Auch Warnen will ge-
lernt sein“, sagte Innenminister
Herbert Reul im Vorfeld. Der bun-
desweite Warntag sollte die Men-
schen in Deutschland für das The-
ma Warnung sensibilisieren und

sehr ernst nehmen müssen. In
Nordrhein-Westfalen haben wir
schon vor Jahren damit begon-
nen, landesweite Warntage zu ver-
anstalten – und wir lernen jedes
Mal dazu. Wenn es darauf an-
kommt, müssen wir in der Lage
sein, die Menschen sehr schnell
über alle verfügbaren Kanäle zu er-
reichen“, so Minister Reul.

In den Jahren 2018 bis 2022 gab
es in Nordrhein-Westfalen bereits
sechs landesweite Warntage und
Probealarme, bei dem alle Sirenen
sowie weitere Warnmittel getestet
wurden. Für die Kommunen sind
die Teilnahme am Warntag und
die damit verbundene Erprobung
eigener Warnmittel freiwillig.

Unter der Internetadresse www.
warnung.nrw stellt das nordrhein-
westfälische Innenministerium
ausführliche Informationen zum
Thema Warnung und zum bun-
desweitenWarntag bereit.

Proben für den Ernstfall

das Zusammenspiel verschiede-
nerWarnmittel prüfen. Hierbei galt
es, deren Funktion zu testen sowie
etwaige Schwachstellen zu lokali-
sieren. So soll im Ernstfall eine op-
timale Bevölkerungswarnung ge-
lingen. Eine Warnung soll über
viele verschiedene Wege und Ka-
näle erfolgen, um möglichst
schnell möglichst viele Menschen
zu erreichen. Dabei unterscheidet
sich der Warn-Mix von Ort zu Ort.

In NRW gibt es aktuell knapp
5.700 Sirenen. 2017 lag diese Zahl
noch bei rund 4.200. Zusätzlich zu
den Bundesmitteln hat das Land
den Kommunen seit 2017 für die
Warninfrastruktur mehr als vier
Millionen Euro zur Verfügung ge-
stellt. In Zukunft sollen hier weiter-
hin 1,1 Millionen Euro jährlich in-
vestiert werden.

„Die schreckliche Flutkatastrophe
2021 hat gezeigt, dass wir das The-
ma ,Warnung der Bevölkerung‘

NRW-Innenminister Herbert Reul. Foto: CDU Landesregierung

http://www.warnung.nrw
http://www.warnung.nrw
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NRWFachkräftemangel

Die Fraktionen von CDU und
GRÜNEN haben den Antrag
„Fachkräfteoffensive – Her-

ausforderungen des Fachkräfte-
mangels im MINT-Bereich mit Po-
tenzialen der akademischen
Bildung begegnen“ in den Land-
tag eingebracht. Dazu erklären Ju-
lia Eisentraut (GRÜNE) und Rapha-
el Tigges (CDU):

Julia Eisentraut, Sprecherin für
Wissenschaft: „Die Unternehmen
in NRW, aber auch unsere Schulen
und Hochschulen sind auf gut aus-
gebildete Fachkräfte mit Kenntnis-
sen in Mathematik, Informatik, Na-
turwissenschaft und Technik
angewiesen. Wir möchten alle Po-
tenziale unserer vielfältigen Gesell-
schaft heben und mehr Menschen
für ein Studium im MINT-Bereich
begeistern.

Aus eigener Erfahrung als Frau aus
einem nicht-akademischen Eltern-
haus weiß ich, wie wichtig positive
Vorbilder, die Unterstützung durch
Lehrkräfte, Mentorinnen und Men-
toren und Initiativen wie ,Jugend
forscht‘, Mathematik-Olympiade,
Juniorakademien für Mädchen
und Frauen auf meinem Weg zur
Informatikerin waren. Wir wollen
als schwarz-grüne Koalition die
Frauenförderung intensivieren
und mehr Menschen mit internati-
onaler Familiengeschichte anspre-
chen. Die Beratungsangebote wol-
len wir besser vernetzen und
ausbauen, vor allem für Studieren-
de, deren Eltern nicht studiert ha-
ben. Wir wollen zum Beispiel das
Talentscouting-Programm, die In-

itiative ‚ArbeiterKind.de‘ und die
Studienberatungsstellen an den
Hochschulen stärken. Unser Ziel
ist es, Talente zu fördern, den künf-
tigen Bedarf an Fachkräften zu si-
chern und die Qualität der Arbeit
durch vielfältige Teams zu verbes-
sern.“

Raphael Tigges, Sprecher für Wis-
senschaft: „Mit 68 Hochschulen
und über 4700 Studiengängen ist
Nordrhein-Westfalen Hochschul-
standort Nummer eins in Deutsch-
land – das wollen wir bleiben und
die Hochschullandschaft weiter
stärken. Unser Ziel ist es, dass jun-
ge Menschen im Leben die besten
Chancen haben und zugleich un-
sere heimische Wirtschaft mit den
Fachkräften versorgt wird, die sie
für unser aller Wohlstand dringend

Symbolbild: Markus Schwarze.

braucht. Deshalb wollen wir die
Verzahnung von Wirtschaft und
akademischer Ausbildung in Zu-
kunft stärken.

Die Unternehmen und Kammern
können durch eine Kooperation
mit den Unis sowie durch duale
Studienangebote selbst daran mit-
wirken, die Fachkräfte auszubil-
den, die sie brauchen. Zudem wol-
len wir die Durchlässigkeit
zwischen Studium und Ausbil-
dung in beide Richtungen verbes-
sern. Wer im Studium bemerkt,
dass er in einer Lehre besser aufge-
hoben wäre – oder andersherum –,
soll keinen vollständigen Bruch er-
leben, denn die bis dahin erworbe-
nen Fähigkeiten sind ja weiterhin
wertvoll.“

ImMINT-Bereich entgegenwirken
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LandWohngeldreform
Vorschusszahlungen ermöglicht

Zum 1. Januar 2023
tritt dasWohngeld-
Plus-Gesetz des

Bundes in Kraft. Am 10.
November 2022 hat der
Bundestag die Wohngeld-
reform beschlossen, am 25.
November 2022 hat der Bundes-
rat dem Gesetzesvorhaben zuge-
stimmt. Damit steigt in NRW die
Zahl der wohngeldberechtigten
Haushalte von rund 160.000 auf
voraussichtlich rund 480.000
Haushalte an. Dies führt zu einer
enormen Belastung für die Wohn-
geldstellen in den Kommunen. Um
die Wohngeldreform bestmöglich
für die Empfänger in der Kürze der
Zeit umzusetzen, arbeitet die Lan-
desregierung eng mit den Kom-
munen zusammen und unterstützt
mit verschiedenen Maßnahmen.
So wird etwa die Ausstellung von
Kurzbescheiden ermöglicht.

„Die Bundesregierung schreibt mit
der Wohngeldreform ein Menü auf
die Karte, will es aber selbst nicht
zubereiten. Stadtessen stellt sie die
Kommunen in die kalte Küche. Die
Landesregierung Nordrhein-West-
falen und die Kommunen arbeiten
gemeinsam unter Hochdruck an
der Umsetzung der Wohngeldre-
form. Ab dem 1. Januar 2023 kön-
nen Bürgerinnen und Bürger ei-
nen Antrag nach dem neuen
Wohngeld stellen. Bereits jetzt
können sie mit dem Wohngeld-
rechner prüfen, ob sie Anspruch
auf das neue Wohngeld haben.
Die IT-Kapazitäten wurden ver-
stärkt, da wir zwischen den Feierta-
gen mit einem erhöhten Aufkom-

men rechnen. Dar-
über hinaus haben
wir mit den Kommu-
nen einen Kurzbe-

scheid entwickelt, der
Vorschusszahlungen

ermöglicht”, sagt Ina
Scharrenbach, Ministerin für Hei-
mat, Kommunales, Bau und Digita-
lisierung des Landes Nordrhein-
Westfalen.

Um die Bürger bei der Antragstel-
lung zu unterstützen, stellt das Mi-
nisterium den Kommunen zudem
eine ausführliche Schritt-für-
Schritt-Anleitung, mehrsprachige
Kurzinformationen und ein Erklär-
video zur Verfügung. Im Ziel seien
sich alle einig, dass dieWohngeld-
reform gebraucht würde, so die
Ministerin. Aber der Bund habe
auf allen Seiten mit seiner Starr-
köpfigkeit für Frustration gesorgt.

„Die neuesten Ankündigungen
des Bundes, dass Wohngeldanträ-
ge auch formlos per Telefon oder
E-Mail eingereicht werden können,
machen das Chaos perfekt. Hier
sorgt der Bund für noch mehr
Wohngeld-Wirrwarr, denn es be-
darf immer eines schriftlichen oder
eines Online-Antrags. Bitte stellen
Sie keine Anträge per Telefon oder
E-Mail. Die Empfehlung des Bun-
des ist einfach unseriös. Der Un-
mut landet am Ende nicht bei der
Bundesregierung, sondern bei der
Sachbearbeiterin oder dem Sach-
bearbeiter in der Wohngeldstelle
vor Ort – und die können am we-
nigsten dafür“, sagt Ministerin
Scharrenbach.

Im Zuge der Wohngeldreform er-
möglicht die Landesregierung
NRW den Kommunen Vorschuss-
zahlungen zu leisten. Die Software
dafür steht den Kommunen zur Ver-
fügung. Um diesen Vorschuss zu
erhalten, müssen die Antragsteller
neben demAntrag denMietvertrag
und eine monatliche Verdienstab-
rechnung vorlegen sowie die An-
zahl der Haushaltsmitglieder ange-
ben. Die weiteren Nachweise kön-
nen nachgereicht werden. Sobald
das Wohngeldprogramm zur Ver-
fügung steht, werden die Angaben
nochmals überprüft und mit dem
tatsächlichen Wohngeldanspruch
verrechnet.

Die Menschen, die derzeit bereits
Wohngeld beziehen, erhalten das
Wohngeld in bisheriger Höhe wei-
ter ausgezahlt. Eine Nachberech-
nung erfolgt, sobald das Wohn-
geldprogramm fertiggestellt ist.
Zum Ende des Bewilligungszeit-
raums können diese Personen ei-
nen Weiterleistungsantrag stellen.
Aufgrund der Kurzfristigkeit der
Wohngeldreform des Bundes be-
darf es noch weiterer Änderungen
am endgültigen Wohngeldbe-
rechnungsprogramm bei IT. NRW.
Die umprogrammierte Wohngeld-
software wird voraussichtlich
Ende März 2023 zur Verfügung
stehen.

Seit dem 15. Dezember 2022 kön-
nen Bürger über den Wohngeld-
rechner NRW prüfen, ob sie einen
Wohngeldanspruch nach neuem
Recht haben und online einen
Wohngeldantrag stellen.
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NRWUnterrichtsversorgung
Maßnahmen gegen Lehrkräftemangel

S
chul- und
Bildungs-
ministerin

Dorothee Feller
hat ein Hand-
lungskonzept
zur Verbesserung
der Unterrichtsver-
sorgung vorgestellt: „Der Lehrkräf-
temangel ist gegenwärtig eine der
größten Herausforderungen für
unsere Schulen. Mit unserem
Handlungskonzept unternehmen
wir jetzt einen wichtigen Schritt,
um unsere Schulen wirksam zu un-
terstützen. Das Konzept enthält
zahlreiche innovative und zielge-
richtete Maßnahmen, die wir jetzt
zügig umsetzen werden. Wir ha-
ben das Handlungskonzept in den
vergangenen Wochen intensiv mit
allen am Schulleben Beteiligten
besprochen. Ich bedanke mich
sehr für den konstruktiven Aus-
tausch und das Vertrauen. Uns ver-
bindet der gemeinsame Wunsch,
die Situation an unseren Schulen
nachhaltig zu verbessern. Es wird
jedoch auch mit diesem Hand-
lungskonzept eine Daueraufgabe
bleiben.“

Das Ministerium für Schule und
Bildung wird jetzt – soweit erfor-
derlich – die Rechtsgrundlagen
für die Umsetzung der verschiede-
nen Maßnahmen schaffen. Dies
erfolgt in der Regel in Form von
Verordnungen und Erlassen. An-
gestrebt wird eine weitestgehen-
de Umsetzung der Maßnahmen
zum 1. Mai 2023.

Schulministerin Feller betonte,
dass es für die Verbesserung
der Unterrichtsversorgung ei-
nen langen Atem brauchen
werde: „Der Fachkräftemangel

zeigt sich gegenwärtig in allen
gesellschaftlichen Bereichen. Un-
sere Schulen konkurrieren mit der
Wirtschaft um die besten Köpfe in
unserem Land. Deshalb kommt es
darauf an, dass wir dem Lehrerbe-
ruf wieder mehr Wertschätzung
entgegenbringen, um langfristig
mehr junge Menschen für diesen
wichtigen Beruf zu gewinnen.“

Der Lehrkräftemangel ist eine
bundesweite Herausforderung. Er
stellt sich je nach Lehramtsbefähi-
gung, Schulform und Region un-
terschiedlich dar. Dabei können
sowohl ländliche Regionen als
auch Regionen mit besonderen
sozialen Herausforderungen be-
troffen sein. Ministerin Feller hatte
unmittelbar nach Amtsantritt im
Sommer dieses Jahres eine Ar-
beitsgruppe eingesetzt, um Vor-
schläge für eine wirksame Verbes-
serung der Unterrichtsversorgung
zu erarbeiten. Das jetzt vorgelegte
Handlungskonzept Unterrichts-
versorgung mit kurz-, mittel- und
langfristig wirkenden Maßnah-
men nimmt alle personalwirt-
schaftlichen und dienstrechtli-
chen Bereiche in den Blick.

Ministerin Feller: „Langfristig sind
wir auf mehr grundständig ausge-
bildete Lehrerinnen und Lehrer an-

gewiesen. Wir brauchen aber auch
Maßnahmen, die jetzt unmittelbar
wirken. Deswegen werden wir un-
ter anderem weitere Beschäfti-
gungsmöglichkeiten für Oberstu-
fenlehrkräfte schaffen, den
Seiteneinstieg erweitern und dabei
für eine gute berufsbegleitende
Qualifizierung sorgen.“

Schulministerin Feller hob hervor,
dass die Bekämpfung des Lehr-
kräftemangels eine gemeinsame
Aufgabe aller am Schulleben Be-
teiligten sei: „Auf der einen Seite
haben wir Maßnahmen entwickelt,
mit denen wir unsere Lehrerinnen
und Lehrer in ihrem Alltag entlas-
ten und damit den Beruf auch at-
traktiver gestalten. Dazu zählt
auch, dass die zentralen Prüfun-
gen in Klasse 10 zukünftig eine
Klassenarbeit ersetzen können. Ein
weiteres Beispiel: Alltagshelferin-
nen und Alltagshelfern, die außer-
halb des Unterrichtes in Schule un-
terstützen sollen, können befristet
auf unbesetzten Stellen eingestellt
werden. Auf der anderen Seite
müssen aber auch Lehrerinnen
und Lehrer, die sich bereits im
Dienst des Landes befinden, einen
Beitrag leisten, um besonders stark
belastete Schulen zu unterstützen.
Deshalb haben wir auch Maßnah-
men aus dem Bereich des Dienst-
rechts aufgenommen. Guter Unter-
richt muss an allen Schulen
sichergestellt sein. Das sind wir un-
seren Kindern schuldig. Dafür tra-
gen wir alle gemeinsam die Verant-
wortung.“
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Heimat
MinisterinNeubaur:

Mit Blick auf den vorgezogenen
Kohleausstieg erhöht das Land
auchbeimNeustart der Region

das Tempo

Die Landesregierung hat am
6. Dezember Vereinfachun-
gen in den Förderverfahren

für das Rheinische Revier be-
schlossen, um den Strukturwan-
del schneller voranzutreiben:
„Wenn wir acht Jahre früher die
Verstromung der Kohle beenden
wollen, müssen wir auch beim
Neustart der Region das Tempo er-
höhen“, sagte dieWirtschafts- und
Klimaschutzministerin Mona Neu-
baur im Anschluss an die Kabi-
nettssitzung in Düsseldorf. „Dazu
werden wir die Förderverfahren
vereinfachen und beschleunigen.“

sich die Landesregierung mit dem
Beschluss angeschlossen. Sie re-
agiert damit auch auf den be-
schleunigten Kohleausstieg.

Mit der Anpassung des Verfahrens
geht keine Änderung der inhaltli-
chen und formalen Anforderun-
gen an die Projekte einher. Sie
müssen unverändert einen hohen
Beitrag zur Bewältigung des Struk-
turwandels im Rheinischen Revier
leisten, Arbeitsplätze erhalten und
neue schaffen.

Zudem wird das Wirtschaftsminis-
terium einen Vorschlag für weitere
Anpassungen des Förderverfah-
rens erarbeiten, die über den aktu-
ellen Beschluss hinausgehen. Die-
se sollen unter Einbindung der
Beteiligten und in enger Abstim-
mung mit der Region entworfen
werden.

Bislang durchlaufen die Projekte
zur Entwicklung des Rheinischen
Reviers ein mehrstufiges Auswahl-
und Qualifizierungsverfahren –
das sogenannte Sterneverfahren
–, in dem der Aufsichtsrat der Zu-
kunftsagentur Rheinisches Revier
GmbH auf Basis fachlicher Emp-
fehlungen stufenweise Auszeich-
nungen vergibt.

Bei den Initiatoren der Projekte
und in der Region stieß dieses
mehrstufige Verfahren zuneh-
mend auf Kritik. Insbesondere
machte der Prozess der Sternever-
gabe die teils langwierige Projek-
tentwicklung und Förderantrags-
tellung sichtbar. Der Aufsichtsrat
der Zukunftsagentur hatte daher
beschlossen, durch eine Beendi-
gung des Verfahrens einen Bei-
trag zur Vereinfachung und Be-
schleunigung zu leisten. Dem hat

Rheinisches Revier
Förderverfahren für den

Strukturwandel vereinfacht


